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Wer finanziert den Staat 
in der Schweiz?  
economiesuisse hat an der Medienkonferenz vom 20. August 2007 die Studie „Wer finan-
ziert den Staat in der Schweiz?“ präsentiert. Die Studie bildet den ersten Grundstein für eine
ganzheitliche und auf Fakten beruhende Analyse der staatlichen Umverteilungsflüsse. Die
Analyse der Fakten bestätigt, dass das schweizerische Steuersystem ausgeprägt solidarisch
ist. Das vorliegende „dossierpolitik“ gibt einen Überblick über die wichtigsten Ergebnisse
der Studie und fasst die Implikationen für die schweizerische Steuerpolitik zusammen. 
 
Position economiesuisse 
Die nachhaltige Finanzierung eines leistungsfähigen Staates und seiner Sozialwerke beruht
wesentlich auf der steuerlichen Standortattraktivität. Folgt man falschen steuerpolitischen
Konzepten, wird ein Abwandern guter Steuerzahler riskiert, massive Einnahmeneinbussen
sind die Folge. Der Mittelstand und die unteren Einkommen hätten die Konsequenzen zu
tragen. Die Schweiz muss daher an ihrem bewährten Steuerwettbewerbsmodell festhalten
und Steuerreformen im Interesse der Wirtschaft konsequent weiterverfolgen. 
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Diese Seite muss leer bleiben. 

Mit weisser Fläche abdecken. 
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Wohlstand und Solidarität 
dank attraktivem Steuersystem 

Die Umverteilung bzw. die Frage nach dem richtigen Mass der Umverteilung sorgt seit jeher 
für kontroverse Diskussionen. Mit geschätzten Zwangsabgaben von rund 200 Mrd. Franken 
im Jahr 2005 (über 43 Prozent vom BIP) belastet der Staat die Volkswirtschaft mittlerweile 
aber beträchtlich. Weil der Staat in grossem Stil Steuern, Abgaben und Gebühren einfordert 
und diese dann zur Erfüllung bestimmter Aufgaben verwendet und/oder an bestimmte 
gesellschaftliche Gruppen weiterverteilt, wird angenommen, dass der Staat über die Fi-
nanz- und Steuerpolitik eine beträchtliche Umverteilungsmaschinerie betreibt.  

Inwieweit daraus Solidarität zwischen verschiedenen Einkommens- und Vermögens-
schichten, Wirtschaftssektoren, Regionen und Generationen resultiert, lässt sich wegen der 
fehlenden Transparenz bei den Finanzflüssen zwischen Staat und privaten Haushalten bzw. 
Steuerzahlern nur äusserst schwer messen. Zudem sind die finanziellen Verflechtungen 
wegen des föderalen Staatsaufbaus und der von den öffentlichen Haushalten (Bund, Kan-
tone und Gemeinden) getrennten Rechnung der Sozialversicherungen sehr vielschichtig; es 
lässt sich kaum ein vollständiges Bild der aktuellen Transferleistungen ermitteln.  

Es überrascht deshalb nicht, dass die fehlende Gesamtschau für die staatlichen Umver-
teilungswirkungen das Terrain für einen Diskurs öffnet, der die Fakten wissentlich ignoriert 
und damit bewusst oder unwidersprochen finanzpolitische Mythen zementiert. Dies gipfelt 
in Wortschöpfungen wie „Steuergeschenke für Reiche“, „Totsparen“, „ruinöser Steuer-
wettbewerb“ oder „Umverteilung von unten nach oben“.  

Nährboden für die Akzeptanz solcher Botschaften bieten die Einschätzung der Bevölke-
rung zur eigenen Steuerbelastung sowie die Perzeption der Austauschrelation zwischen 
den bezahlten Steuern und den dafür vom Staat erhaltenen Leistungen: Die eigene Steuer-
belastung durch Bund, Kanton und Gemeinde wird mit deutlicher Mehrheit als zu hoch 
bzw. als gerade noch erträglich empfunden, und hinsichtlich der Austauschrelation ist die 
Hälfte der Bevölkerung der Meinung, dass sie vom Staat weniger zurückbekommt als sie 
über Steuern und Abgaben bezahlt (GfS 2007). Diese Einstellung hat sich in den letzten 
Jahren in der Bevölkerung verfestigt. Angesichts der grossen Intransparenz über die Finanz-
flüsse und der fehlenden Gesamtsicht ist diese gewachsene Skepsis über Mittel und Umfang 
der getätigten Umverteilung nachvollziehbar.  

 

Ausgehend von einer „Black-Box-Betrachtung“, 
die den Staat als Drehscheibe für die Umvertei-
lung von finanziellen Mitteln von Bürger zu 
Bürger betrachtet, sollen die Finanzflüsse trans-
parent gemacht werden. 

 Umverteilung durch den Staat als „Black Box“ 
 

 

Beträchtliche Umverteilungs- 
maschinerie über den Staat. 

Fehlende Transparenz… 

…eröffnet Terrain für 
finanzpolitische Mythen. 

Wachsende Skepsis der Bevölkerung. 
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In diesem Zusammenhang ist auch eine finanzwissenschaftlich bzw. ökonomisch fun-
dierte Interpretation des verfassungsmässigen Grundsatzes „der Besteuerung nach der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit“ zu einer echten Herausforderung geworden. Dabei 
besteht die Gefahr von partiellen und unvollständigen Analysen.  

Um die Solidaritäts- und Umverteilungsdiskussion möglichst sachlich führen zu können, 
müssen sämtliche staatlichen Umverteilungsprozesse einer vertieften Analyse unterzogen 
und in ihrer Gesamtheit transparent dargestellt werden. economiesuisse hat sich dieser 
Aufgabe angenommen und entspricht damit auch einem Verlangen der Politik nach Fakten 
und Gesamtsicht (siehe Abbildung Seite 1). 

 
Zielsetzung 
economiesuisse will Fakten zu den Umverteilungsflüssen vorlegen. Es sollen diejenigen 
Teile der Gesellschaft identifiziert werden, die steuerlich am stärksten belastet werden, und 
diejenigen, die von den Staatsleistungen am stärksten profitieren. Per Saldo sollen qualita-
tive Aussagen zur Umverteilung insgesamt gemacht werden. Dafür muss zuerst untersucht 
werden, woher die Steuern, die obligatorischen Abgaben und die übrigen Einnahmen 
stammen, und danach, wohin diese Gelder in Form von Ausgaben und Leistungen fliessen 
bzw. wer davon profitiert. Abschliessend kann eine nach sozioökonomischen Gruppen 
spezifische Bilanz gezogen werden.  

Die Studie gibt Antwort auf die einnahmenseitige Frage „Wer finanziert den Staat in der 
Schweiz?“ (siehe Abbildung unten). Sie liefert damit den ersten Grundstein für eine ganz-
heitliche Betrachtung der staatlichen Umverteilungsmaschinerie. Den zweiten Grundstein 
bildet in einer späteren Phase die Analyse der leistungsseitigen Frage „Wer profitiert vom 
Staat in der Schweiz?“. Auf dieser Basis können die Resultate übersichtsartig nach Art, 
Qualität und Umfang der staatlich verordneten Solidarität in der Schweiz zusammenge-
führt werden. Erst dann sind finanzpolitisch fundierte Schlussfolgerungen zur Umvertei-
lungsproblematik umfassend möglich.  

 

Die Studie konzentriert sich auf die Umvertei-
lungsaspekte der staatlichen Finanzierung 
von Bund (51 Mrd.), Kantonen und Gemeinden 
(100 Mrd.) und der öffentlichen Sozialver-
sicherungen (50 Mrd.). Insgesamt umfassen 
die Finanzflüsse gemäss offizieller Staatsquote 
170 Mrd. (ohne Doppelzählungen) Franken. 

 Gesamtsicht der Finanzflüsse und Aufbau der Analyse 
 

 
 

Wer wird steuerlich belastet? Wer profitiert 
von den staatlichen Leistungen? 
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Die Frage „Wer finanziert den Staat in der Schweiz“ bezieht sich auf die Zwangssolidari-
tät. Diese ergibt sich aus den öffentlichen Finanzen, die teilweise als Korrektiv für die Vertei-
lungswirkungen, die aus Marktmechanismen für Kapital und Arbeit resultieren, verstanden 
werden. Nichtbudgetäre staatliche Regulierungen und Monopole, die auch einen Umvertei-
lungseffekt haben, können wegen mangelnder Quantifizier- und Vergleichbarkeit mit den 
öffentlichen Finanzen nicht einbezogen werden. Ferner ist die Solidaritätsfrage nicht aus-
schliesslich eine Frage der Umverteilung durch finanzielle staatliche Mechanismen mit 
vorwiegend gesetzlichem Zwangscharakter. Darüber hinaus gibt es eine privat organisierte 
Solidarität bzw. eine freiwillige Umverteilung, die auch wichtiger Bestandteil einer solidari-
schen Gesellschaft und Garant für die soziale Kohäsion ist. Allerdings kann diese Art von 
Solidarität nicht mit der staatlichen Umverteilung quantitativ verglichen werden. 

 
Zusammenfassung der Resultate 
Die Unternehmen (22 Prozent) und die 20 Prozent der Privatpersonen des oberen Seg-
ments (35 Prozent) erbringen zusammen 57 Prozent aller staatsquotenrelevanten Ausga-
ben inklusive öffentlicher Sozialversicherungen (siehe Abbildung unten). Der Anteil der 
übrigen 80 Prozent der Privatpersonen im Inland beträgt 36 Prozent. Davon trägt der Mit-
telstand 31 und die unteren 20 Prozent 5 Prozent. Der Anteil des Auslands liegt bei 
2 Prozent und der Defizitrestanteil von 5 Prozent wird durch Neuverschuldung den künfti-
gen Generationen belastet. Beschränkt man die Optik auf die inländischen Steuerzahler 
(Ausschaltung der Verschuldungs- und Auslandsanteile), finanzieren Unternehmen und die 
20 Prozent Privatpersonen des oberen Segments zusammen 60 Prozent aller staatsquoten-
relevanten Ausgaben. Der Anteil der übrigen 80 Prozent beträgt 40 Prozent. 
 

Die Unternehmen und die 20 Prozent der Privat-
personen des oberen Segments erbringen zu-
sammen beinahe 60 Prozent aller staatsquoten-
relevanten Ausgaben inklusive öffentlicher Sozi-
alversicherungen. 

 Finanzierung der Staatsquote: Steuern, Sozialbeiträge und übrige Einnahmen 
nach Überwälzung, 170 Mrd. Franken 
Grobschätzung der Lastenverteilung nach „sozioökonomischen“ Gruppen, in Prozent, 2003
 

 
 

*Annahmen (für alle Grafiken): siehe methodologischer Anhang 

 

 

Zwangssolidarität im Fokus. 

Der Staat wird mehrheitlich von 
Unternehmen und einer kleinen Minderheit 

der Privatpersonen finanziert. 
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Sowohl beim Bund als auch bei Kantonen und Gemeinden leisten die oberen 20 Prozent der 
Privatpersonen den grössten finanziellen Beitrag. Der Anteil beträgt 38 Prozent. Auf Bun-
desstufe liegt ihr wichtiger Beitrag – vorwiegend wegen der sehr progressiven DBST – bei 
30 Prozent. Auch ihr Beitrag über die MWST fällt wegen des Mehrkonsums ins Gewicht. Bei 
Kantonen und Gemeinden liegt der Anteil des oberen Segments sogar bei 41 Prozent. Das 
ist vor allem auf die Einkommenssteuern zurückzuführen, aber auch auf zahlreiche kanto-
nale Substanz- und Transaktionssteuern (z.B. Vermögenssteuer). Bei den Sozialversiche-
rungen ist auch die Belastung durch Lohnbeiträge spürbar. 

Unternehmen finanzieren die öffentlichen Sozialversicherungen insgesamt zu 31 Pro-
zent (siehe Abbildung unten). Sie sind damit die Gruppe, die den grössten Beitrag zur Fi-
nanzierung des schweizerischen Sozialstaates neben dem Mittelstand leistet. Das vor allem 
aufgrund ihrer Rolle als Arbeitgeber zur Finanzierung der Lohnbeiträge. Zudem werden sie 
auch als Steuerzahler zur Finanzierung der Bundes- und Kantonsanteile für die Sozialversi-
cherungen beigezogen. Dabei fällt vor allem die Belastung durch die Gewinnsteuer ins 
Gewicht. 

 

Finanzierung der Sozialversicherungen nach Überwälzung und ihre Verwendung, 50 Mrd. Franken 
Grobschätzung der Lastenverteilung nach „sozioökonomischen“ Gruppen, in Prozent, 2003 

 

 
 

Während der Finanzierungsbeitrag des Mittelstands (mittlere 60 Prozent Privatpersonen) 
bei den Kantons- und Gemeindeeinnahmen bei 33 Prozent liegt, sind es bei den öffentli-
chen Sozialversicherungen 31 Prozent und beim Bund 26 Prozent (siehe Abbildung Seite 5 
oben). Betragsmässig ist die Belastung des Mittelstands bei den kantonalen Einkommens-
steuern und Gebühren sowie bei den Lohnbeiträgen für die Sozialversicherungen am gröss-
ten. Auch die Belastung des Konsums durch die MWST fällt volumenmässig ins Gewicht. 

Die 20 Prozent Privatpersonen des unteren Segments tragen je nach Staatsstufe einen 
Beitrag zwischen 4 und 6 Prozent zur Finanzierung des Staates bei (siehe Abbildung Seite 
5). Damit leistet das Segment nur einen Zwanzigstel der Staatseinnahmen und bleibt damit 
weitgehend von der Finanzierungslast der Staatsausgaben befreit. Volumenmässig sind die 
unteren 20 Prozent Privatpersonen vor allem durch Gebühren auf Kantons- und Gemeinde-
stufe betroffen. Auch die MWST-Belastung und die Lohnbeiträge, jedoch in bescheidene-
rem Umfang, sind für diese Gruppe finanziell spürbar. 

 

Das obere Segment der Privatpersonen 
ist die wichtigste Finanzierungsquelle 

der öffentlichen Haushalte. 

Die Unternehmen sind der grösste 
Beitragszahler der öffentlichen 

Sozialversicherungen. 

Der Mittelstand liefert einen Beitrag 
zwischen einem Drittel und einem Viertel 

je nach Staatsstufe. 

Das untere Segment der 
Privatpersonen bleibt erwartungsgemäss 

steuerlich eher geschont. 
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Finanzierung von Bund, Kantonen und Sozialversicherungen  
nach Überwälzung und ihre Verwendung, 51 Mrd. Franken 
Grobschätzung der Lastenverteilung nach „sozioökonomischen“ Gruppen, in Prozent, 2003  

 

 
 
 

Austauschverhältnis bei Sozialversicherungen  
Beispiel AHV: Finanzierung nach Überwälzung und Verteilung der Leistungen, 32 Mrd. Franken 
Grobschätzung der Lasten- und Leistungsverteilung nach „sozioökonomischen“ Gruppen, in Prozent, 2003 
 

 

 
 
Unternehmen (31 Prozent) und die 20 Prozent Privatpersonen des oberen Segments (27 

Prozent) finanzieren zusammen 58 Prozent aller öffentlichen Sozialversicherungseinnah-
men. Der Anteil der übrigen 80 Prozent der privaten Beitragszahler im Inland beträgt 35 
Prozent. Dabei tragen der Mittelstand 31 und die unteren 20 Prozent 4 Prozent bei. Wenn 
bei einzelnen Sozialversicherungen die Finanzierungsbeiträge und die bezogenen Leistun-

Besonders ausgeprägte soziale Solidarität 
bei den Sozialversicherungen. 
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gen gegenübergestellt werden, kommt das Ausmass der sozialen Umverteilung voll zum 
Ausdruck. So bezieht beispielsweise bei der AHV das untere Segment achtmal mehr als es 
eingezahlt hat, viermal mehr als das obere Segment und verhältnismässig zweimal mehr als 
der Mittelstand (siehe Abbildung Seite 5 unten). Der Mittelstand erhält von der AHV über 
anderthalbmal mehr als er einbezahlt hat und verhältnismässig zweimal mehr als das obere 
Segment. Hingegen fliesst nur noch ein Drittel des AHV-Finanzierungsvolumens an das 
obere Segment zurück. Bei der ALV und – jedoch in moderaterem Umfang – bei der IV ist 
das Bild der Verteilung ähnlich. 

Die Sozialwerke sind nicht nur Ausdruck der sozialen Solidarität. Auch der intergenerati-
onale Aspekt bei der AHV und die Solidarität nach Erwerbsgruppen bei der IV und der ALV 
sind von grosser Bedeutung. Damit in den beiden letztgenannten Sozialversicherungen ein 
nachhaltiges Gleichgewicht sichergestellt werden kann, muss ein ausgewogenes finanziel-
les Verhältnis zwischen einer breiten, zahlenden mehrheitlichen Aktivbevölkerung und 
einer sehr kleinen Gruppe von IV bzw. ALV-Leistungsbezügern (4 bis 6 Prozent der Bevölke-
rung) angestrebt werden. Angesichts der gegenwärtigen Ausgabenüberschüsse bzw. Fehl-
beträge ist das bis jetzt nicht gelungen. Bei der AHV zeigt die Momentaufnahme für das Jahr 
2003 die umfassende Generationensolidarität zwischen Jung und Alt. Fraglich bleibt aber, 
ob diese Zwangssolidarität zwischen den Generationen langfristig nachhaltig ist, will man 
Lastenverschiebungen auf künftige Generationen nicht ausser Acht lassen. Studien zur 
Generationsbilanzierung zeigen, dass im Hinblick auf die staatliche Verschuldung eine 
grosse Nachhaltigkeitslücke besteht und künftige Generationen stärker als früher Gebore-
ne belastet werden, wenn nicht rechtzeitig Gegenmassnahmen ergriffen werden. 

Bei allen betrachteten Steuern und Abgaben wird mit steigendem Einkommen bzw. 
Vermögen eine volumen- bzw. verhältnismässig stärkere Belastung beobachtet. Selbst bei 
Konsumsteuern wie der MWST, die nicht den Ruf einer besonders solidarischen Steuer hat, 
tragen die oberen Einkommensschichten verhältnismässig wesentlich mehr zu den Ein-
nahmen bei als die unteren. So bringen z.B. die unteren 20 Prozent etwa viermal weniger 
als die oberen 20 Prozent und verhältnismässig nur die Hälfte der mittleren 60 Prozent 
(siehe Abbildung unten). 

 

Mehrwertsteuer: Verteilung der Steuerlast und Verwendung der Einnahmen, 17,2 Mrd. Franken,  
in Prozent, 2003 

 

 
 

 

Die Sozialversicherungen bewirken auch 
eine starke Zwangssolidarität 

nach anderen Kriterien. 

Es gibt keine unsoziale Steuer. 
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Vor allem auf Bundesebene ist der Finanzierungsbeitrag durch Einnahmen aus dem Aus-
land spürbar. Sein Anteil liegt bei fast 7 Prozent. Sowohl die Konsumbesteuerung bei der 
MWST und der Mineralölsteuer als auch die Erträge aus der Verrechnungssteuer und der 
Umsatzabgabe sind ergiebig. 

Allein 2003 betrug der konsolidierte Ausgabenüberschuss aller staatlichen Ebenen sowie 
der Sozialversicherungen über 8 Mrd. Franken. Diese Lücke muss letztlich über Neuver-
schuldung gestopft werden. Das belastet entsprechend künftige Generationen. Inzwischen 
hat sich die Lage dank guter Konjunktur und Entlastungsprogramm allerdings etwas ent-
schärft. Die strukturellen Ausgabenprobleme bleiben jedoch bestehen. 

 
 

Gesamtbeurteilung 
Auf Basis der Ergebnisse und unter Berücksichtigung des finanzpolitischen Gesamtkontex-
tes lassen sich folgende Schlüsse ziehen: 

„Wer finanziert den Staat in der Schweiz“ beantwortet mit Bezug auf das gesamte 
Schweizer Steuersystem ausschliesslich die Frage, wer den Staat in welchem Umfang finan-
ziert. Eine Gesamtbeurteilung der Umverteilung aus finanzpolitischer Sicht wird erst mög-
lich sein, wenn auch die Leistungsseite, d.h. die Verteilung der Ausgaben auf die verschie-
denen Empfänger und Empfängergruppen, vollständig analysiert und mit den hier vorlie-
genden Ergebnissen in Verbindung gebracht wird. 

Das obere Segment der Privatpersonen und die Unternehmen tragen zusammen rund 
60 Prozent zu den Einnahmen des Staates bei. In diesem Sinn besteht im schweizerischen 
föderalen Steuersystem eine ausgeprägt solidarische Komponente von den oberen zu den 
unteren Einkommens- und Vermögensgruppen sowie von der Wirtschaft zu den privaten 
Haushalten. So werden z.B. bei der direkten Bundessteuer die natürlichen Personen mit 
steigendem Einkommen verhältnismässig zu ihrem Einkommen immer mehr belastet 
(siehe Abbildung unten). Damit zahlt das obere Segment sowohl absolut als auch verhält-
nismässig deutlich mehr als der Mittelstand und das untere Segment. Seinerseits zahlt der 
Mittelstand auch absolut und verhältnismässig deutlich mehr als das untere Segment. Ein 
ähnliches Bild ergibt sich auch bei den kantonalen Einkommens- und Vermögenssteuern. 
Mit Bezug auf das Steuersystem erweist sich damit die immer wieder verbreitete These der 
„Umverteilung von unten nach oben“ bzw. der „Entsolidarisierung“ als nicht stichhaltig – 
sie muss konsequent kritisch hinterfragt werden. 
 

Bei der direkten Bundessteuer verfügen 9 Prozent 
der obersten Einkommen über rund 29 Prozent 
des gesamten reinen Einkommens und bezahlen 
69 Prozent des Gesamtertrags. 

 Direkte Bundessteuer von natürliche Personen,  
Verteilung der Steuerlast, 7,3 Mrd. Franken 
Steuerpflichtige nach Stufen des reinen Einkommens in Prozent, 2003 
 

 
 

Wichtiger Finanzierungsbeitrag des Aus-
lands dank Finanzplatz und Tourismus. 

Unkontrollierte Ausgaben belasten 
künftige Generationen. 

Aussagekräftige Ergebnisse 
zur Finanzierungsseite. 

Beachtliche Zwangssolidarität bzw. 
Umverteilung von oben nach unten. 
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Ein Steuersystem, das für finanzkräftigere Privatpersonen und international mobilere 
Produktionsfaktoren (Unternehmen und Arbeitskräfte) attraktiv ist, steht nicht im Wider-
spruch zum Solidaritätsgedanken. Im Gegenteil: Steuerreformen, die der Schweiz bzw. den 
Kantonen erlauben, im internationalen Steuerwettbewerb an der Spitze zu bleiben, bringen 
einen direkten Nutzen für die übrigen Teile der Gesellschaft. Einerseits wird damit der Lö-
wenanteil der notwendigen Mittel zur Finanzierung des Sozialstaates, von dem vorwiegend 
die unteren Segmente profitieren, sichergestellt. Andererseits wird der Mittelstand von 
umfangreichen Finanzierungsaufgaben entlastet, wenn man davon ausgeht, dass mobile, 
steuerlich interessante Steuerzahler nicht zwingend in der Schweiz bleiben müssen, son-
dern auch abwandern können, sofern die steuerlichen Bedingungen nicht mehr attraktiv 
sind.  

 

Kein „ruinöser Steuerwettbewerb“: Seit 1970 
stiegen die Steuereinnahmen von Jahr zu Jahr und 
lagen weit über der Zuwachsrate des BIP 

 Entwicklung der Steuereinnahmen der öffentlichen Haushalte seit 1970 
Bund, Kantone und Gemeindenund BIP, 1970=100 
 

 
Die ausgeprägt solidarische Ausgestaltung des schweizerischen Steuersystems ist keine 

Momentaufnahme, sondern widerspiegelt eine sich über lange Zeit herausgebildete Eigen-
schaft des schweizerischen Steuerwettbewerbsmodells. Einerseits sind die Staatseinnah-
men – und die direkten Steuern allen voran – seit Jahrzehnten nur gestiegen, und dies deut-
lich mehr als das Wirtschaftswachstum (siehe Abbildung oben). Es konnte zahlenmässig 
kein „ruinöser Steuerwettbewerb“ bzw. „race to the bottom“ festgestellt werden. Anderer-
seits hat auch der interkantonale Steuerwettbewerb nicht zu einer „Entsolidarisierung“ 
geführt. Die Finanzierungsverhältnisse des Staates sind über die Jahre konstant geblieben. 
Bei der DBST ist z.B. der sehr hohe Finanzierungsbeitrag (fast 70 Prozent) der 10 Prozent der 
Privatpersonen mit oberen Einkommen nicht geringer als vor fünfzehn Jahren. Im Gegenteil 
ist er leicht angestiegen (siehe Abbildung auf Seite 9).  

Es ist zu erwarten, dass der im Rahmen dieser Studie deutlich gemachte Befund einer 
ausgeprägten Solidarität im Steuersystem unter Einbezug einer Ausgabenanalyse noch 
verstärkt wird. Im Sinne einer sachgerechten Gesamtbilanz der Umverteilungen ist dieser 
Schritt zu unternehmen. 

Die Umverteilung in der Schweiz darf nicht auf soziale Aspekte zwischen Einkommens- 
und Vermögenssegmenten reduziert werden. Andere Umverteilungsaspekte werden in der 
Finanzpolitik künftig auch eine grosse Rolle spielen. So wird z.B. über den Neuen Finanzaus-
gleich eine noch stärkere regionale Solidarität vorangetrieben. Nach wie vor ist offen, wie 
die intergenerationale Zwangssolidarität über die AHV langfristig auf eine nachhaltig ge-
sunde Basis gestellt werden kann. Auch zwischen den Erwerbsgruppen stellt sich die Frage, 
wie ein ausgewogenes finanzielles Verhältnis zwischen einer breiten, zahlenden mehrheitli-
chen Aktivbevölkerung und einer relativ kleinen Gruppe von Leistungsbezügern (z.B. ALV 
und IV) hergestellt werden kann. Schliesslich stellen sich auch auf anderen Gebieten Fragen 
nach dem optimalen, nachhaltig tragbaren Umverteilungsvolumen bzw. nach dem effizien-
ten Einsatz wie z.B. im Gesundheitswesen zwischen Gesunden und Kranken oder in der 
Entwicklungshilfe in Bezug auf das Mass an Solidarität mit dem Ausland. 

Mittelstand und unteres Segment 
profitieren direkt von einem standort-

attraktiven Steuersystem. 

Solidarität als robuster Zustand des schwei-
zerischen Steuerwettbewerbssystems. 

Weitere Merkmale der Zwangssolidarität 
dürfen nicht ausser Acht gelassen werden. 
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Direkte Bundessteuer von natürlichen Personen: Entwicklung bei der Verteilung der Steuerlast  
zwischen 1990 und 2003 
Steuerpflichtige nach Stufen des reinen Einkommens, in Prozent, 1990 und 2003 

 

 
 
Der Verfassungsgrundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

ist in Zukunft vermehrt nach finanzwissenschaftlichen und ökonomischen Kriterien zu 
beurteilen. Rein juristische Analysen können finanzwirtschaftlich komplexen Fragestellun-
gen nicht in allen Aspekten gerecht werden. Es ist fraglich, ob der bestehende Verfassungs-
artikel diesem im Anspruch genügt. Gegebenenfalls wäre die betreffende Bestimmung 
dahingehend zu präzisieren, dass Aspekte wie die wirtschaftlichen Auswirkungen, die 
Standortattraktivität der Schweiz im internationalen Steuerwettbewerb und die kumulierte 
Umverteilungswirkung des Steuer- und Finanzsystems in ihrer Gesamtheit bei der Ausle-
gung gebührend zu berücksichtigen sind. 

 
 

Steuerpolitische Implikationen für die Schweiz 
Die Ergiebigkeit des Steuersystems ist erheblich von einer Minderheit abhängig, die in der 
Regel mobiler ist als der Durchschnitt. Deshalb ist darauf steuerpolitisch besonders Rück-
sicht zu nehmen. Angesichts des „Klumpenrisikos“ und mit Blick auf eine nachhaltige Fi-
nanzierung des Staates ist davor zu warnen, falschen steuerpolitischen Rezepten zu folgen. 
Wenn gute Steuerzahler als Folge einer unüberlegten Steuerpolitik, welche die steuerliche 
Standortattraktivität unterminiert, abwandern, führt dies unmittelbar zu beträchtlichen 
Einnahmenverlusten bei den öffentlichen Finanzen. Diese müssten durch eine Steuererhö-
hung an anderer Stelle kompensiert werden. Andernfalls droht ein Leistungsabbau, von 
dem vor allem das untere Segment der Privatpersonen betroffen wäre. Sofern Leistungen 
aufrechterhalten bleiben sollen, würde der Mittelstand die Konsequenzen über massiv 
höhere Steuern tragen müssen. Die Abwanderung von guten Steuerzahlern gefährdet nicht 
nur die Finanzierung des Sozialstaates. Letztlich würde die Gesamtwirtschaft verlieren, weil 
der Wirtschaftsstandort Schweiz Attraktivität einzubüssen hätte. Das bliebe auch für den 
Schweizer Arbeitsmarkt nicht ohne Folgen.  

Für die nachhaltige und ergiebige Finanzierung eines leistungsfähigen Staates und sei-
ner Sozialwerke – und damit für die Sicherung der politisch erwünschten Solidarität – gilt 
es, im Rahmen des internationalen Steuerwettbewerbs um steuerlich interessante Unter-
nehmen und Personen nach wie vor in der Spitzengruppe zu bleiben bzw. diese Spitzenpo-
sition auszubauen und erprobte Erfolgsfaktoren wie das interkantonale Steuerwettbe-

Umfassendere Beurteilung 
des Leistungsfähigkeitsprinzips. 

Ergiebigkeit des Steuersystems 
von einer Minderheit abhängig. 

Erprobte Erfolgsfaktoren wie das 
interkantonale Steuerwettbewerbsmodell 

nicht aufs Spiel setzen. 
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werbsmodell nicht aufs Spiel zu setzen. Steuerattraktivität zahlt sich für alle aus. Letztlich 
beruht der Wohlstand der Schweiz auf dem Wirken von innovativen Unternehmen und 
leistungsbereiten Privatpersonen. Nur wenn diese Kräfte sich dank guter Rahmenbedin-
gungen frei entfalten können und nicht gehemmt werden, kommt das der gesamten Wirt-
schaft zugute. Nur dann kann eine Solidarität entstehen und der Sozialstaat finanziert wer-
den. 
 

  Rückfragen:  
jan.perret-gentil@economiesuisse.ch 
pascal.gentinetta@economiesuisse.ch 
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Anhang  
 
Definition der sozioökonomischen Gruppen 
Unternehmen Juristische Personen bei DBST, Verrechnungssteuer und Stempelabgaben; Immobilien, Banken, Versiche-

rungen und Übrige bei MWST; Wirtschaft bei Mineralölsteuern, Automobilsteuer und Nationalstrassenab-
gabe; inländische Transporteure bei LSVA; juristische Personen bei kantonalen Ertragssteuern und Kapital-
steuern; 50% der Steuererträge bei kantonalen Grundsteuern, 20% bei kantonalen Vermögensgewinn-
steuern, 30% bei kantonalen Vermögensverkehrssteuern, 20% bei kantonalen Motorfahrzeugsteuern; 
Arbeitgeberbeiträge (ohne öffentliche Hand). 

Obere 20% Obere 19,3% Einkommen der natürlichen Personen und 82,2% der Sonderfälle / Übrige bei DBST; private 
Anleger bei Verrechnungssteuer und Umsatzabgabe; 20% private Versicherte bei Prämienstempel; obere 
20% Haushaltseinkommen bei MWST; obere 27,5% Haushaltseinkommen bei Tabak-, Bier-, Alkohol- und 
Mineralölsteuern sowie bei Automobilsteuer und Nationalstrassenabgabe; obere 19,3% Einkommen der 
natürlichen Personen bei kantonalen Einkommenssteuern; grössere 21,2% Vermögen der natürlichen 
Personen bei kantonalen Vermögenssteuern; Verteilung Anteil natürliche Personen gemäss Vermögens-
steuer bei kantonalen Grundsteuern (50%), Vermögensgewinnsteuern (80%), Vermögensverkehrssteuern 
(70%); Verteilung kantonaler Erbschafts- und Schenkungssteuern gemäss Vermögenssteuer; Verteilung 
Anteil natürliche Personen (80%) gemäss Mineralölsteuern bei kantonalen Motorfahrzeugsteuern; Vertei-
lung übrige Steuereinnahmen (kantonale Vergnügungssteuern, Hundesteuern usw.) pro Kopf; obere 19,1% 
AHV-Einkommen für Beiträge der Versicherten für die AHV, IV und EO; die oberen 19,8% AHV-Einkommen 
bei der ALV. 

Mittelstand 60% Mittlere 60,2% Einkommen der natürlichen Personen und 17,8% der Sonderfälle / Übrige bei DBST; 60% 
private Versicherte bei Prämienstempel; mittlere 60% Haushaltseinkommen bei MWST; mittlere 47,5% 
Haushaltseinkommen bei Tabak-, Bier-, Alkohol- und Mineralölsteuern sowie bei Automobilsteuer und 
Nationalstrassenabgabe; mittlere 60,2% Einkommen der natürlichen Personen bei kantonalen Einkom-
menssteuern; mittlere 58,8% Vermögen der natürlichen Personen bei kantonalen Vermögenssteuern; 
Verteilung Anteil natürliche Personen gemäss Vermögenssteuer bei kantonalen Grundsteuern (50%), Ver-
mögensgewinnsteuern (80%), Vermögensverkehrssteuern (70%); Verteilung kantonaler Erbschafts- und 
Schenkungssteuern gemäss Vermögenssteuer; Verteilung Anteil natürliche Personen (80%) gemäss Mine-
ralölsteuern bei kantonalen Motorfahrzeugsteuern; Verteilung übrige Steuereinnahmen (kantonale Ver-
gnügungssteuern, Hundesteuern usw.) pro Kopf; mittlere 60,2% AHV-Einkommen für Beiträge der Versi-
cherten für die AHV, IV und EO; mittlere 58,2% AHV-Einkommen bei der ALV. 

Untere 20% Untere 20,5% Einkommen der natürlichen Personen; 20% private Versicherte bei Prämienstempel; untere 
20% Haushaltseinkommen bei MWST; untere 25% Haushaltseinkommen bei Tabak-, Bier-, Alkohol- und 
Mineralölsteuern sowie bei Automobilsteuer und Nationalstrassenabgabe; untere 20,5% Einkommen der 
natürlichen Personen bei kantonalen Einkommenssteuern; kleinere 20,0% Vermögen der natürlichen Per-
sonen bei kantonalen Vermögenssteuern; Verteilung Anteil natürliche Personen gemäss Vermögenssteuer 
bei kantonalen Grundsteuern (50%),Vermögensgewinnsteuern (80%), Vermögensverkehrssteuern (70%); 
Verteilung kantonaler Erbschafts- und Schenkungssteuern gemäss Vermögenssteuer; Verteilung Anteil 
natürliche Personen (80%) gemäss Mineralölsteuern bei kantonalen Motorfahrzeugsteuern; Verteilung 
übrige Steuereinnahmen (kantonale Vergnügungssteuern, Hundesteuern usw.) pro Kopf; untere 20,8% 
AHV-Einkommen für Beiträge der Versicherten für die AHV, IV, und EO; untere 22% AHV-Einkommen bei 
der ALV. 

Öffentliche Haushalte 
(rückverteilt) 

Anteile inklusive Sozialversicherungen bei Stempelabgaben; Gemeinwesen, Gesundheit, Sozialwesen, 
Bildung und Forschung bei MWST; Anteil bei Mineralölsteuer, Anteil an kantonale Umweltabgaben; Beiträ-
ge der öffentlichen Arbeitgeber (Bund, Kantone, Gemeinden). 

Diverse (rückverteilt) Bundeseinnahmen (z.B. Spielbankenabgabe, Wehrpflichtersatz, Vermögenserträge, Anteil am National-
bankgewinn) sowie Kantons- und Gemeindeeinnahmen (z.B. Vermögenserträge, Anteil am Nationalbank-
gewinn) und Einnahmen der Sozialversicherungen (Ertrag der Anlagen, Regress, die nicht zugeteilt werden 
konnten). 

Ausland Anleger aus dem Ausland bei Verrechnungssteuer und Umsatzabgabe; Haushalte im Ausland bei MWST; 
ausländische Gäste bei Mineralölsteuern; ausländische Transporteure bei LSVA; ausländische Fahrzeuge bei 
Nationalstrassenabgabe. 

Künftige Generationen Ausgabenüberschuss der Finanzrechnung des Bundes (inklusive Verschuldung des Fonds für Eisenbahn-
grossprojekte) sowie  der Kantone und Gemeinden; konsolidierte Fehlbeträge bei der IV (zulasten des AHV-
Fonds) und der ALV.  
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